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Leserbriefe

Zum Scheitern verurteilt

Dieser Weg nach Leverkusen
ist doch schon jetzt zum Schei-
tern verurteilt, weil sich die Au-
tos am Bahnübergang Tannen-
bergstraßestauenwerden.Wenn
dann auch noch „demnächst“
der 10-Minuten-Takt bei der S-
BahnkommtwirddasChaos von
der Stationsstraße lediglich
hierher verlagert. Es wird drin-
gendZeit, denBahnübergang zu
schließen und schnellstens ei-
nen Tunnel und/oder Brücke zu
bauen!

Donnerwetter, die Verkehrs-
planer wissen, was die Bürger
wollen! Die tun schon lange das,
wasdieFachleuteihnennunvor-
schlagen und als neue Erkennt-
nis ausgeben. Ich möchte den
ortskundigen Autofahrer sehen,

der sich in verkehrsstarker Zeit
vomDriescher Kreisel aus in die
Stationsstraße wagt. Wer von
Heidkamp, Sand oder Herren-
strunden kommt, verschwindet
ohnehinimTunnel,derübrigens
zurBauzeit alsüberflüssig ange-
sehenwordenwar.Verkehrsteil-
nehmer aus Hebborn kennen ei-
nen näheren Weg. Bleiben nur
die Gronauer, die sowieso west-
lich fahren. Was soll dann also
das Spektakel um die „neue“
Wegestrecke? Alte Gladbacher
würden sagen „Süsde, die dunn
och jet“.

Lange genug hat es ja gedau-
ert, was rausgekommen ist, wird
nicht helfen. Der „Neue Weg
nach Leverkusen“, der eigent-
lich der nach Paffrath und
Schildgen heißen sollte, führt
über ähnlich enge Wege wie die
Stationsstraße einer ist und

muss auch noch über einen
Bahnübergang, der alle zehn bis
30 Minuten die Schranken run-
terfährt. Anschließend geht es
ineinesehrengeKurve,diekeine
zwei Lkws oder Busse auf einer
Höhe bewältigen können. Das
Abbiegen auf die StraßeAmSta-
dion mag noch einigermaßen
stressfrei gelingen, obwohl dort
zwei Abbiegespuren Richtung
Bahnübergang existieren.
Richtig, dieStationsstraße ist

das größte Nadelöhr in GL. Das
ist in erster Linie dem Zebra-
streifengeschuldet,aberwiesol-
len die Fußgänger sonst zum
Bahnhof kommen? Aber diese
Verlagerungmacht nur denTeu-
fel zumBeelzebub. Gibt es keine
andere Lösung mit Fußgänger-
brücke und Transportband für
Menschen mit Behinderung,
nichtsUnterirdischesoder sonst
was?

Bauwagen
versiegeln nicht
die Landschaft

Wo gibt es derart kreative Men-
schen, die sich für eine ökolo-
gisch-fantasievolle Gestaltung
engagieren, die den Menschen
nicht nur Kunst und Natur ein
Stück näher bringt, sondern das
„traumhafte“Erlebnis einesein-
fachen „Wohnstils“ aufzeigt.
Ein Blick auf die Karte zeigt,

dass der „Außenbereich“ hier
durchaus anders definiert wer-
den könnte, wenn man denn
wollte. Während anderenorts –
ebenfalls an den Ufern der Sülz -
„Quader-Lego-Einheitshäuser“
aus dem Boden schießen oder
(legal) Aufschüttungen in grö-
ßerem Ausmaße erfolgen,
nimmt sich hier einMultitalent-
KünstlerdieFreiheit, aufseinem
Grund ein wunderbar alternati-
ves, sozio-kulturelles Freizeit-
Angebotvorzuhalten,das inkei-
ner Weise als natur- oder land-
schaftsstörend empfunden wer-
den kann. Die Tatsache, dass es
sich um ein potenzielles Über-
schwemmungsgebiet handelt,
muss sicher streng bewertet
werden, wäre jedoch einzig ein
Risiko für Herrn Flossbach
selbst,nichtaber fürNatur-oder
Klimaschutz: Die Sülz würde im
Überschwemmungsfalle nicht
ihrer Freiheit beraubt. Auen-
Versiegelungentstehtdurchfes-
te Bauwerke oder Aufschüttun-
gen, nicht aber durch vier Räder
unter einem Bauwagen!
Ein Restrisiko bleibt dadurch

bestehen, dass im Akutfall die
Wagennichtrechtzeitigversetzt
werden und an der folgenden
Brücke zu einer Aufstauung des
Hochwassers führen könnten.

Architektonisch fürchterliche
Mehrfamilienhäuser

Mankanndankbar sein für je-
denNachbarn, jeden Bürger, der
zu verhindern versucht, dass
ganze Stadtteile durch verant-
wortungslose Immobilieninves-
toren zerstört werden.
Wie inderTaubenstraße,vor-

her in der Parkstraße, an der
Frankenforster Straße und jetzt
auchimFroschpfad(dieListelie-
ße sich unendlich fortsetzen),
bauen ausschließlich auf Ge-
winnmaximierung und Qua-
dratmeter-Ausnutzung ausge-
richtete Investoren verantwor-
tungslos hinsichtlich Gesell-
schaft und die in den Stadtteilen
lebendenMenschenschnell, bil-
lig, nicht nachhaltig (Stichwort
Bodenversiegelung) und immer
an der Grenze des rechtlich
machbaren architektonisch
fürchterliche Mehrfamilienhäu-
ser auf Grundstücken, die für
Einfamilienhäuser gedacht sind
– und werben dann mit dem Le-
ben „im Grünen“ (womit sie

dann wohl eher den Nachbarn
meinen, der noch einen Garten
hat,dernochnichtzugebaut ist).
Es ist dringend notwendig,
rechtliche Grundlagen zu schaf-
fen, die es ermöglichen, diese
überall um sich greifende Ent-
wicklung zu stoppen, umdie Le-
bens- und Aufenthaltsqualität
der Menschen beizubehalten
oder bestenfalls noch zu verbes-
sern. Das ist eine Aufgabe, die
die Politik angehen muss. Es
handelt sich hier übrigens nicht
um dringend benötigten Wohn-
raum für diejenigen, die eine be-
zahlbareWohnungsuchen–wo-
mitdasArgumentdernotwendi-
genVerdichtungauchkeines ist.

Wie in einer Sardinenbüchse

Sehr geehrter Herr Schmalt,
in der Tageszeitung werden Sie
zum Thema Schulbusse und Co-
ronazitiert. IchmöchteSiedrin-
gendbitten,einmalselbstzuden
Stoßzeitenmit der imArtikel er-
wähnten Linie 400 zu fahren.
Dann werden Sie sehen, dass es
dort zugeht wie in einer Sardi-
nenbüchse, dicht gedrängt eng

an eng. Im Vergleich zur be-
drängten Platzsituation in den
Schulbussen kommtman sich in
einem Klassenzimmer mit 30
Schülernnochvorwie imgroßen
Sitzungssaal eines Kreishauses.
IhrStatementzeugtdaher lei-

der von Ahnungslosigkeit. Ich
fordere Sie auf, sich als Mitglied
des Verkehrsausschusses selbst
live ein Bild von der Lage zuma-
chenundzeitnahzusammenmit
den zuständigen Stellen den
Engpässen bei der Schülerbeför-
derung Abhilfe zu schaffen.

Bekanntmachung der Bezirksregierung Köln

der Änderung der ordnungsbehördlichen Verordnung zur Festsetzung des Über-
schwemmungsgebietes der Strunde und deren Umlaufs (Überschwemmungs-
gebietsverordnung „Strunde“) gemäß § 76 Wasserhaushaltsgesetz (WHG)

Die Bezirksregierung Köln hat gemäß § 76 WHG das gesetzliche Überschwem-
mungsgebiet der Strunde undderenUmlaufs für ein 100-jährlichesHochwasser-
ereignis ermittelt. Es betrifft die Flächen beiderseits der Strunde – vom Gewäs-
serkilometer (km) 0+000 bis zum km 11+700 - und beiderseits deren Umlaufs
– vom Gewässerkilometer (km) 0+000 bis zum km 2+700 – im Bereich der Städte
Bergisch Gladbach und Köln. Das daraus resultierende Überschwemmungs-
gebiet wurde gemäß § 76 Abs. 2 WHG i.V.m. § 112 Abs. 1 S. 1 in der damals gel-
tenden Fassung des Landeswassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen
(Landeswassergesetz – LWG) durch ordnungsbehördliche Verordnung festge-
setzt. Die ordnungsbehördliche Verordnung vom 26.11.2013 wurde im Amts-
blatt Nr. 49 vom 09. Dezember 2013, Seite 516, lfd. Nr. 803, bekannt gemacht. Sie
trat am 16.12.2013 in Kraft.

Aufgrund von neuen Erkenntnissen bedarf es einer Anpassung des festgesetz-
ten Überschwemmungsgebietes im Bereich der Stadt Bergisch Gladbach, Orts-
teile Stadtmitte und Gronau. Das Überschwemmungsgebiet wird in diesem
Bereich – vom Gewässerkilometer (km) 8+500 bis zum km 9+840 – stellenweise
verkleinert wie auch vergrößert sowie im Bereich um Gewässerkilometer
(km) 5+900 stellenweise verkleinert. Die in Kraft getretene ordnungsbehördli-
che Verordnung wird in diesem Bereich entsprechend geändert. Die künftige
Festsetzung des Überschwemmungsgebietes in diesem Bereich ist den ausge-
legten Kartenblättern Nr. 3/5, 4/5 und 5/5 vom 14.01.2020 zu entnehmen, die die
bisherigen Kartenblätter 3/5 vom 20.11.2013 und 4/5 und 5/5 vom 13.05.2013
ersetzen. Zudem wird die Übersichtskarte 1/1 vom 22.11.2013 durch die ent-
sprechend angepasste Übersichtskarte 1/1 vom 14.01.2020 ersetzt. Im Übrigen
bleibt die ordnungsbehördliche Verordnung der Strunde und deren Umlaufs
vom 09.12.2013 unverändert bestehen.

Für den Entwurf der ordnungsbehördlichen Verordnung samt der vorstehend
genannten Karten, durch die die ordnungsbehördliche Verordnung zur Fest-
setzung des Überschwemmungsgebietes der Strunde und deren Umlaufs vom
26.11.2013 geändert werden soll, ist gemäß § 83 Abs. 2 Sätze 3 und 4 LWG für die
Dauer von zwei Monaten die öffentliche Auslegung vorgeschrieben, damit je-
dermann Einsicht nehmen kann. Diese hat bei mir sowie bei der Stadt Bergisch
Gladbach, auf deren Gebiet sich die Änderung der Überschwemmungsgebiets-
verordnung auswirken wird, zu erfolgen.

Aufgrund der aktuellen Corona-Pandemie und der damit verbundenen be-
schränkten Zugänglichkeit des Dienstgebäudes der Bezirksregierung Köln so-
wie des Rathauses Bensberg der Stadt Bergisch Gladbach für die Öffentlichkeit
kann eine solche Einsichtnahmemöglichkeit nicht in dem üblichen Umfang
gewährleistet werden. Gemäß § 3 Abs. 1 des Gesetzes zur Sicherstellung ord-
nungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-
19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz – PlanSiG) vom 20.05.2020 (BGBl.
I S. 1041) wird deshalb die vorgesehene Auslegung durch eine Internetver-
öffentlichung ersetzt.

In der Zeit
vom 18.11.2020 bis 17.01.2021 einschließlich
werden die genannten Unterlagen auf der Internetseite der Bezirksregierung
Köln

https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfahren/54_ueberschwem-
mungsgebiete/index.html
zugänglich gemacht.

Während dieses Zeitraums der Internetveröffentlichung besteht als zusätzli-
ches Informationsangebot im Sinne von § 3 Abs. 2 S. 1 PlanSiG die Möglich-
keit, montags und freitags von 08:30 Uhr bis 15:00 Uhr bei der Bezirksregierung
Köln, Zeughausstraße 2–10, 50667 Köln, undmontags bis donnerstags von 08:00
bis 15:00 Uhr sowie freitags von 08:00 bis 11:00 Uhr bei der Stadtverwaltung
Bergisch Gladbach, Rathaus Bensberg, Wilhelm-Wagener-Platz, 51429 Bergisch
Gladbach Einsicht in die Änderungsverordnung und die Karten zu nehmen. Dies
ist pandemiebedingt nur nach vorheriger individueller Terminabstimmung
bei der Bezirksregierung Köln unter Tel. 0221/147-2192 und bei der Stadtver-
waltung Bergisch Gladbach unter Tel. 02202-14 13 37 möglich. Besucherinnen
und Besucher werden jeweils gebeten, bei einem solchen persönlichen Termin
einen Mund-Nasen-Schutz zu tragen.

Gemäß § 76 Abs. 4 WHG i.V.m. § 83 Abs. 2 S. 3 LWG besteht für die Öffentlichkeit
die Möglichkeit, zu dieser beabsichtigten Änderung der ordnungsbehördlichen
Verordnung zur Festsetzung des Überschwemmungsgebiets der Strunde und
deren Umlaufs Stellung zu nehmen. Die Stellungnahmen sind bis zwei Wochen
nach Ablauf der Auslegungsfrist, also bis zum 17.01.2021, an die Bezirksregie-
rung Köln, Zeughausstr. 2–10, 50667 Köln, oder die Stadtverwaltung Bergisch
Gladbach, Herrn Metzen, Rathaus Bensberg, Zimmer 406, Wilhelm-Wagener-
Platz, 51429 Bergisch Gladbach, zu richten. Eingehende Stellungnahmen wer-
den geprüft und – sofern ihr Inhalt berechtigt ist – im Rahmen des weiteren
Verfahrens berücksichtigt werden.
Anschließend wird die Änderung der ordnungsbehördlichen Verordnung zur
Festsetzung des Überschwemmungsgebietes bekannt gemacht werden. Sie wird
dann gemäß § 33 Abs. 2 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ord-
nungsbehörden (Ordnungsbehördengesetz – OBG) eine Woche nach dem Tag
ihrer Bekanntmachung in Kraft treten.

Kosten, die bspw. durch die Einsichtnahme in die Unterlagen oder die Bestel-
lung eines Vertreters/einer Vertreterin entstehen, werden nicht ersetzt.

Die öffentliche Auslegung des Entwurfs der Änderungsverordnung und der
Karten wird hiermit bekannt gegeben.

Bezirksregierung Köln
Obere Wasserbehörde
54.2.12.1-Strunde
Köln, den 21.10.2020
Im Auftrag
gez. Goergen

BEKANNTMACHUNG




